Judikaturhinweise zu nichtamtlichen Sachverständigen – Ersatz von Barauslagen
Nichtamtliche Sachverständigen haben gemäß § 53 a Abs. 1 AVG 1991 für ihre Tätigkeit im Verfahren Anspruch auf Gebühren. Die Sachverständigengebühr ist vom Sachverständigen bei jener Behörde geltend zu machen, die ihn herangezogen hat. Die Gebührenansprüche der nichtamtlichen Sachverständigen im Verwaltungsverfahren - dazu zählen auch die nichtamtlichen hochbautechnischen Sachverständigen im Bau- bzw. baupolizeilichen Verfahren - sind in § 53a AVG 1991 abschließend geregelt. Der Gebührenanspruch des nichtamtlichen Sachverständigen für dessen Tätigkeit Anspruch erfolgt unter analoger Anwendung einzelner Bestimmungen des Gebührenanspruchgesetzes 1975 – GebAG 1975. Die zuständige Behörde hat gemäß § 53a Abs. 2 AVG 1991 über den Antrag auf Zuerkennung der Gebühr mittels – verfahrensrechtlichen – Bescheid abzusprechen. Ein Bescheid, mit dem Kosten eines Sachverständigen festgesetzt werden, betrifft allein das Verhältnis zwischen Behörde und Sachverständigen (vgl. VwGH 11.10.1994, Zl. 93/05/0027; VwGH 24.06.2003, Zl. 2001/01/0260; ua). Dabei ist auch die Höhe der Kosten von der Behörde entsprechend zu prüfen und zu begründen.

Aufgrund eines solchen Bescheides hat die Behörde, die den nichtamtlichen Sachverständigen herangezogen hat, diesen zu bezahlen und es erwachsen ihr damit sogenannte Barauslagen. Die einer Behörde entstanden Kosten in Form von Barauslagen sind gemäß § 76 Abs. 1 und 2 AVG 1991 grundsätzlich – sofern nicht anderes bestimmt ist - jenen Beteiligten des Verfahrens aufzuerlegen, die durch einen verfahrenseinleitenden Antrag (zB Antrag auf Erteilen der Baubewilligung) oder durch ihr Verschulden (zB abweichende Bauführung) das Tätigwerden der Behörde verursacht haben. 

Soweit Barauslagen durch die Beiziehung nichtamtlicher Sachverständiger – wie im gegenständlichen Fall durch Beiziehung des nichtamtlichen hochbautechnischen Sachverständigen – entstanden sind, setzt die Ersatzpflicht des Antragstellers oder des Eigentümers der abweichend errichteten baulichen Anlage gemäß § 76 Abs. 1 AVG 1991 zunächst voraus, dass die Voraussetzungen der Beiziehung nichtamtlicher Sachverständiger iSd § 52 Abs. 2 und 3 AVG 1991 vorlagen, was wie vorstehend bereits im Detail ausgeführt, aufgrund der abweichenden Bauführung und des neuerlichen geänderten Baugesuches bejaht wurde.

Barauslagen sind – wie bereits ausgeführt - Aufwendungen, die der Behörde zunächst selbst erwachsen sind. Im Zusammenhang mit Sachverständigengebühren bestimmt die Rechtsprechung, dass nur solche Gebühren der Behörde als Barauslagen erwachsen sind, welche dem Sachverständigen gegenüber mittels Bescheid gemäß § 53a Abs. 2 AVG 1991 festgesetzt wurden. Vorher kommt – bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzung – ein Ersatz der Barauslagen nicht in Betracht, wäre also verfrüht (vgl. VwGH 24.02.2004, 2002/05/0658). Neben der bescheidmäßigen Festsetzung der Gebühren müssen diese zudem bereits von der Behörde tatsächlich bezahlt sein. 

Fehlt eine dieser beiden Voraussetzungen (bescheidmäßige Festsetzung der Gebühren und erfolgte Bezahlung), liegen keine Barauslagen im Sinne des § 76 Abs. 1 AVG 1991 vor und ist die Vorschreibung des Kostenersatzes an den Antragsteller somit nicht zulässig (VwGH 15.11.2001, Zl. 2000/07/0282; ua). 

